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Änderungsantrag zu I­11

Von Zeile 96 bis 103:
Außerdem werden wir Maßnahmen ergreifen, um auch den Gaspreis zu senken. Es ist gut, dass die
Expertenkommission, die sich mit den Möglichkeiten einer Preisdämpfung befasst, ihre Arbeit
aufgenommen hat. Auch beim Gas braucht es einen Preisdeckel für den Grundbedarf. Das würde dafür
sorgen, dass der Grundverbrauch bezahlbar bleibt – für die Bürger*innen genauso wie für die
Unternehmen im Land. Außerdem können wir nicht mehr jeden Einkaufspreis akzeptieren. Eine
geschlossen auftretende EU sollte ihr starkes Marktgewicht gegenüber Gas-exportierenden Ländern und
auf den globalen Spotmärkten für Flüssiggas einsetzen, indem sie Instrumente wie einen Price Cap für den
Import von Gas prüft. Auch beim Gas werden wir die Preise - zumindest für einen Teil des Verbrauchs - auf
ein Niveau bringen, welchesdie Bürger*innen genauso wie die Unternehmen im Land vor Überforderung
schützt. Es gilt aber auch: wir müssen weiter Energie einsparen und in Energieffizienz investieren. Das ist
nötig für die Versorgungssicherheit. Den Gaspreis senken bedeutet auch: Wir können nicht mehr jeden
Einkaufspreis akzeptieren. Eine geschlossen auftretende EU sollte ihr starkes Marktgewicht gegenüber
Gas-exportierenden Ländern und auf den globalen Spotmärkten für Flüssiggas einsetzen. Wir unterstützen
daher den Vorschlag der EU-Kommission für eine gemeinsame Einkaufsplattform, um die Einkaufskraft
Europas zu bündeln und Preise im Großhandel zu senken und so Preise auch insgesamt zu dämpfen und zu
stabilisieren.
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